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Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Gemeindevertretung Groß Nordende 29.10.2014 öffentlich 

 
Abwicklung der Breitbandaktivitäten des azv Südholstein 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Datum vom 04.07.2014 hat der azv Südholstein die Bekanntmachung zum Ver-
kauf des Breitbandkabelnetzes und 100 % der Anteile an der azv Südholstein Breit-
band GmbH veröffentlicht. Die Veräußerung der Breitbandsparte ist die Konsequenz 
aus entsprechenden Beratungen und Beschlussfassungen in der Verbandsversamm-
lung des AZV Pinneberg.  
Die den AZV Pinneberg beratenden Juristen sehen aber  aufgrund der fehlenden 
Übertragung der Aufgabe „Errichtung und Betrieb eines Breitbandnetzes im Gebiet 
der Gemeinden Holm, Lentföhrden, Heist und Hasloh“ durch diese Gemeinden an 
den AZV die bisher getätigten Rechtsgeschäfte in ihrer Wirksamkeit als gefährdet an. 
Der AZV Pinneberg hat bisher also sozusagen ohne öffentlich-rechtliche Legitimation 
seiner Mitgliedsgemeinden gehandelt. 
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die aus der fehlenden Aufgabenübertragung resul-
tieren Risiken unterschiedlich bewertet werden können, den bisher getätigten Ge-
schäften der Breitbandsparte jedoch grundsätzlich der Mangel der fehlenden Legiti-
mation anhaftet. Darüber hinaus stellt auch der jetzige Prozess zur Veräußerung der 
Breitbandsparte ein Rechtsgeschäft dar, welches wegen des fehlenden Übertra-
gungsbeschlusses ebenfalls diversen Risiken ausgesetzt ist. 
 
Den Risiken aus der fehlenden Aufgabenübertragung kann mit einem öffentlich-
rechtlichen Vertrag zur Übertragung der Aufgabe Breitbandversorgung begegnet 
werden. Die Übertragung wird dabei so gestaltet, dass die Vereinbarung ausschließ-
lich zum Zwecke der Veräußerung vorgenommen wird. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der azv Südholstein versucht gerade, sich im Wege eines diskriminierungsfreien und 
transparenten Verkaufs von der Breitbandsparte zu trennen. Dieser Verkauf muss 
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rechtlich einwandfrei abgewickelt werden, so dass es unabdingbar ist, die Breitband-
aktivitäten des azv Südholstein nachträglich und zum Zwecke des Verkaufs zu sank-
tionieren. 
 
In der Anlage findet sich der Entwurf eines Vertragstextes, der mit juristischer Beteili-
gung erarbeitet wurde. Auch seitens der Verwaltung bestehen keine Bedenken zur 
Zustimmung. 
 
Es muss erwähnt werden, dass die Zustimmung aller 41 Verbandsmitglieder für die 
Umsetzung des Verkaufs der Breitbandsparte erforderlich ist.  
 
 
Finanzierung: 
 
-/-  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
-/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung stimmt dem Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages 
zur Übertragung der Aufgabe „Errichtung und Betrieb eines Breitbandnetzes im Ge-
biet der Gemeinden Holm, Lentföhrden, Heist und Hasloh“ zu.  
 
 
 
 
 
__________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
 
Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages  
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Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
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Fracking - Resolution der Gemeinde Groß Nordende 
 
Sachverhalt: 
Am 04.03.2014 fand beim Kreis Pinneberg eine Informationsveranstaltung zum 
Thema Fracking statt. Hierbei stand der Minister für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume, Herr Dr. Habeck, Rede und Antwort. 
 
Zusammenfasend lässt sich folgender Sachstand festhalten. 
Die Gemeinde Groß Nordende liegt im sogenannten Erlaubnisfeld I Elmshorn. Die-
ses Feld erstreckt sich von Elmshorn bis einschließlich Holm sowie von der Elbe bis 
Henstedt-Ulzburg. Innerhalb dieses Feldes besteht für Unternehmen grundsätzlich 
die Möglichkeit, bei Einreichen der entsprechenden Anträge, Fracking durchzufüh-
ren. 
Auch einige Teile des gemeindlichen Landschaftsschutzgebietes liegen im Erlaubnis-
feld 1. 
 
Das hierbei zu durchlaufende Verfahren besteht aus zwei Phasen. 
 
Das Ziel der ersten Phase ist eine sogenannte Aufsuchungsgenehmigung. Während 
der zweiten Phase wird eine Betriebsplanverfahrenserlaubnis angestrebt. 
 
Aktuell hat für Teile des Erlaubnisfelds Elmshorn, jedoch nicht in einer amtsangehö-
rigen Gemeinde, die PRD Energy eine Aufsuchungsgenehmigung erhalten. Diese 
Genehmigung beinhaltet die Möglichkeit, seismologische Gutachten zu erstellen, Ak-
ten zu sichten, die Örtlichkeiten in Augenschein zu nehmen und ähnliche Vorunter-
suchungen durchzuführen. Sie beinhaltet allerdings ausdrücklich keine Bohrerlaub-
nis. 
 
Eine Bohrerlaubnis würde sich erst aus der Betriebsplanverfahrenserlaubnis erge-
ben. 
Beide Genehmigungen werden aufgrund des Bundesbergbaurechts erteilt. Hierin ist 
momentan keine Regelung enthalten, die Fracking grundsätzlich untersagt. Schles-
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wig-Holstein brachte bereits eine Initiative zum Verbot  von Fracking in den Bundes-
rat ein, konnte hierfür jedoch keine Mehrheit gewinnen. Aktuell hat Schleswig-
Holstein eine neue Initiative in den Bundesrat eingebracht. Schleswig-Holstein ver-
folgt mit dem erneuten Vorstoß das Ziel, den Behörden mehr Versagungsmöglichkei-
ten bei Frackinganträgen an die Hand zu geben. 
 
Derzeit muss ein Antrag auf Fracking genehmigt werden; es sei denn, ein öffentlicher 
Belang steht diesem entgegen. Ein öffentlicher Belang könnte beispielsweise ein 
Wasserschutzgebiet, welches durch das Fracking betroffen wäre, sein. Allerdings 
muss dieser öffentliche Belang in der Betrachtung überwiegen. Hieran sind hohe An-
forderungen geknüpft, sodass in der Regel der öffentliche Belang dem Antrag nicht 
entgegensteht. 
 
Herr Habeck erklärte, dass das Land Schleswig-Holstein einen Aufstellungsbe-
schluss für einen neuen Landesentwicklungsplan (LEP) gefasst hat. Als neues lan-
desplanerisches Ziel gelten die Verhinderung von Fracking sowie die Kartierung des 
Untergrundes. Auf Grundlage dieser Ziele und dem Verfahren zur Aufstellung des 
Landesentwicklungsplanes wurde eine landesplanerische Veränderungssperre er-
lassen. Für die kommenden drei Jahre (Zeitraum der Neuaufstellung des LEP) wer-
den Anträge auf Fracking daher abgelehnt. Im Anschluss hieran ist Fracking lediglich 
mit Hilfe einer Änderung des Bundesbergbaurechts verhinderbar. 
 
Der Minister ermunterte die Anwesenden deutlich zur Abgabe von kritischen Stel-
lungnahmen, um eine entsprechende Rückendeckung für die Vorschläge zur Ände-
rung des Bundesbergrechtes zu erhalten. 
 
Die Gemeindevertretungen der Gemeinden Holm, Moorrege, Neuendeich und Ap-
pen, sowie das Amt Moorrege haben bereits auf Ihren Sitzungen eine Resolution ge-
gen Fracking verabschiedet.  
 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Abgabe einer gemeindlichen Stellungnahme bekräftigt die geschlossene Ableh-
nung des Frackings innerhalb der Gemeinde Groß Nordende. Eine Resolution der 
Gemeinde Groß Nordende fällt gewichtiger aus, als die Abgabe einzelner Stellung-
nahmen von Groß Nordender Bürgern. Daher sollte die beigefügte Resolution verab-
schiedet werden, um den Druck auf die Landespolitik zu erhöhen.  
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt 
 
 
 
 
 
 
 



 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt, die beigefügte Resolution gegen Fracking abzu-
geben. 
 
 
 
_________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Resolution der Gemeinde Groß Nordende gegen Fracking 
Anlage 2: Lageplan der Erlaubnisfelder 
Anlage 3: Karte der Wasserschutzgebiete im Kreis Pinneberg 
Anlage 4: Karte der Landschaftsschutzgebiete im Kreis Pinneberg  
 
 
 
 
 
 





Ö  10





Ö  10





Ö  10





Ö  10




	Vorlagendokumente
	TOP Ö  9 Abwicklung der Breitbandaktivitäten des azv Südholstein
	Vorlage  290/2014/GrN/BV
	öffentlich-rechtlicher Vertrag  290/2014/GrN/BV

	TOP Ö  10 Fracking - Resolution der Gemeinde Groß Nordende
	Vorlage  292/2014/GrN/BV
	Karte der Landschaftsschutzgebiete  292/2014/GrN/BV
	Karte der Wasserschutzgebiete  292/2014/GrN/BV
	Lageplan der Erlaubnisfelder  292/2014/GrN/BV
	Resolution der Gemeinde Groß Nordende  292/2014/GrN/BV



